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Halle, Sonntag

Verzeichnißder
in der Sitzung der Stadtverordnetenam 12. Februar d. J. zu verhandelnden Gegenſtände.

1) Antrag wegen Einrichtung der Zwingerſtraße.
2) Anſchlag über Herſtellung des Wegs an der Lehmbreite.
3) Rechnung des Frauen-Vereins pro 1818.
4) Vollziehung eines Entrepriſe-Vertrags zu Pflaſterſteinen.

den iin Nr. 33 und 34 erwähnten Aufſatz über das Reichs-

lautet:
glücklich vollendet iſt, nimmt das zu entwerfende Reichswahlge-

nete. Taäuſchen wir uns nicht! Deutſchlands ganze Zukunft

tung hervorgehen, die ihrer hohen Aufgabe nicht gewachſen wäre,

Deutſchland.
Das Reichswahlgeſetz.

Halle, d. 11. Februar. Jm Nachfolgenden theilen wir

wahlgeſetz aus der Ober-Poſt Amtszeitung wortlich mit. Er

Nachdem das deutſche Verfaſſungswerk in erſter Leſung

ſetz mit Recht unſere ganze Aufmerkſamkeit in Anſpruch; denn
was konnten alle Verfaſſungsbeſtimmungen helfen, wenn man
ein Wahlgeſetz annähme, welches vorausſichtlich weit mehr dem
Unverſtand als der Einſicht, mehr den Fanatikern des Umſtur-
zes, als den Männern der Erhaltung und Befeſtigung des
eben vollendeten Neubaues den Eintritt in das Volkshaus off-

liegt in dieſem Wahlgeſetze. Sollte daraus eine Volksvertre-

die ſich zu übereilten Schritten hinreißen ließ, wie die Reichs
tage zu Wien und Berlin, oder nicht diejenigen geiſtigen Kräfte
und Fähigkeiten beſäße, welche Deutſchland mit Recht von ſei-
nen Vertretern fordert, dann würde dadurch nicht allein die
Ruhe und die Wohlfahrt des geſammten deutſchen Vaterlandes
gefährdet ſein, ſondern auch den Feinden der demokratiſchen
Monarchie die gefährlichſte Waffe in die Hand gegeben werden,
denn ein mißrathenes Wahlgeſetz kann nur durch
eine Revolution von oben gebeſſert werden.

Sowenig es eine unbedingt gute Verfaſſung giebt, die für
alle Staaten paßt, ohne Rückſicht auf die Bildungsſtufe des
betreffenden Volks, ebenſowenig kann es ein unbedingt gutes

Hierzu eine Beilage.
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Wahlgeſetz geben, und wenn man ſeit den Beſchluſſen des Vor
parlaments über die Wahlart der Abgeordneten zur deutſchen
Nationalverſammlung jedes Wahlgeſetz für um ſo vollkomme-
ner hält, jemehr es eine gleichberechtigte Abſtimmung aller
Staatsbürger nach der Kopfzahl zulaßt, ſo bleibt man dabei
doch den Nachweis ſchuldig, daß die Mehrzahl dieſer Wähler
auch die erforderliche Einſicht und eine hinlängliche Perſonen
kenntniß habe, um diejenigen Männer mit Sicherheit zu tref-
fen, welche am fähigſten ſind, fur die Wohlfahrt des Vaterlan-
des zu ſorgen. Jm Gegentheil, wenn man, Stadt für Stadt
und Dorf fur Dorf, ſich mit den unteren Schichten dieſer Wah
ler genau bekannt macht, ſo wird man zwar finden, daß ſie im
Allgemeinen ebenſoviel guten Willen und patriotiſchen Sinn
haben, wie die oberen Schichten der Geſellſchaft, daß ſie auch
meiſt recht gut wiſſen, was ihnen fehlt, und daß Aenderungen
in der Geſetzgebung und in der Verwaltung vorzunehmen ſind
wenn es aber auf die Frage ankommt, wie geholfen werden
müſſe, dann kommen überall die abenteuerlichſten Vorſtellun-
gen zu Tage, wie wir das in jeder Volksverſammlung hören
und in ſo vielen Bittſchriften ſchwarz auf weiß leſen können.
Was wird alſo die nächſte Folge ſein, wenn man dieſer be
ſchränkten Einſicht einen entſcheidenden Einfluß auf die Wahlen
einräumt? Doch wohl keine andere als die, daß ſolche Wahler
ihr Vertrauen vorzugsweiſe Männern zuwenden, die entweder
aus gleicher Verblendung oder ſogar aus unlautern Abſichten
auf jene abenteuerlichen Jdeen eingehen und, ähnlich wie in
Frankreich, mit der ganzen Staatsgeſellſchaft ſ. g. ſociale Ver
ſuche anſtellen, über deren Fehlſchlagen kein Verſtandiger auch
nur einen Augenblick zweiſelhaft ſein kann. Solche halsbre-
chende Verſuche ſtehen unfehlbar auch bei uns in Ausſicht, wenn
wir ein Wahlgeſetz annehmen, welches der Unkenntniß und der
Verblendung das Uebergewicht giebt über die Einſicht und Er
fahrung. Sokrates ſpottete ſeiner Zeit über die Athener, welche
die Staatsamter durchs Loos vertheilten, aber doch nicht geneigt
wären, dem erſten beſten durchs Loos zum Steuermann oder
zum Fuhrmann berufenen Bürger ihr Leben anzuvertrauen.
Würden wir es beſſer machen wenn wir die Bemannung des
Staatsſchiffes Wählern anvertrauen wollten, die in ihrer Mehr
zahl den Matroſen nicht von dem Steuermann und den Ecken
ſteher nicht vom Matroſen zu unterſcheiden vermoögen.



Die unbedingte Abſtimmung nach der Kopfzahl hat noch
den weiteren ſehr bedenklichen Uebelſtand zur Folge, daß die
nicht beſitzenden Klaſſen auch in Beziehung auf die Steuern
das entſcheidende Wort zu ſagen haben, wiewohl ſie ſelbſt am
wenigſten dabei betheiligt ſind ein Rechtsverhaltniß, welches
auf die Dauer ganz unhaltbar iſt, weil es gegen den erſten
Grundſatz des Rechts und der Billigkeit verſtoößt: daß nämlich
jedem Recht eine angemeſſene Verpflichtung entſpreche, und um
gekehrt. Erſt durch die Maärzrevolution iſt der alte deutſche
Spruch: „wo wir nicht mitrathen, da wir auch nicht mitthaten“
wieder zur vollen Geltung gekommen, und die ſteuerfreien Guts-
beſitzer, welche nur im Rathe ſaßen, ohne ſich hinſichtlich der
Beſteuerung auch zur That herbeizulaſſen, haben dieſes Vor-
recht aufgeben müſſen und nun ſollten wir den nichtbeſitzen-
den Steuerfreien daſſelbe Privilegium geben? Da ware das
Ende ſchlimmer als der Anfang! Jene Bevorrechteten bildeten
wenigſtens die Minderzahl in den Standekammern, wahrend
dieſe in allen Wahlcollegien in der Mehrzahl ſind und gar bald
Einrichtungen treffen wurden, welche alle Wohlhabenden zur
Auswanderung noöthigen, oder in die Verarmung ſtürzen müſ-
ſen. Wer daran irgendwie zweifeln konnte der wolle ſich nur
eine Actiengeſellſchaft von beiläufig 300 Mitgliedern denken, von
denen etwa zehn Mitgliedern die vollen Aktien, zwanzig nur 75
Procent, dreißig nur 50 Procent, vierzig nur 25 Procent und
abermals vierzig nur 10 Procent des Actienbetrags zahlen ſol-
len, während die übrigen 160 Mitglieder ihre Actien ganz um
ſonſt erhalten. Dabei ſoll jedoch nicht nur der Gewinn un-
ter alle Actionaäre gleich vertheilt werden, ſondern
es ſoll auch ſämmtlichen Actionaären das Recht zuſtehen, nach
Stimmenmehrheit zu entſcheiden, ob und welche Nachzah-
lungen in dem angegebenen Verhältniſſe zu leiſten ſind. Daß
nach dieſem Geſellſchaftsvertrage die 140 zahlenden Actionare
ihr ganzes Vermoögen in nicht langer Friſt mit den 160 nicht
zahlenden vollſtändig theilen müſſen, iſt eben ſo klar, als es be
greiflich ſein wird, daß bei einem ähnlichen Staatsvertrage die
Beſitzenden ſich ſo bald als moglich von dieſer Loöwengeſellſchaft
frei zu machen ſuchen werden, ſei es nun durch Auswanderung
oder durch Umſturz der Verfaſſung.

Können und ſollen aber darum die beſitzloſen Klaſſen,
ſelbſt in unſerm wahrhaft freien Staate, gar nicht vertreten
werden, ſie, die vor Allem des Schutzes gegen Gewalt und
Liſt, gegen die Allmacht des Capitals und die Eigenſucht der
Arbeitgeber ſo beduürftig ſind Wollen wir etwa, wenn auch in
einer weniger auffallenden Weiſe, als dies unter Ludwig Phi-
lipp in Frankreich geſchah, das ganze Land den Fabrikanten,
den Gutsbeſitzern und anderen Geldmännern unterthanig und
ſteuerpflichtig machen Keineswegs denn nur ein naturgemäßes
Verhaltniß hat begrundete Ausſicht auf Dauer, und darum
nehmen wir fur die nichtbeſitzenden und deshalb ſteuerfreien
Klaſſen denſelben Grundſatz in Anſpruch, welchen wir oben zu
Gunſten der Beſitzenden nicht außer Acht laſſen wollten, daß
namlich die Rechte den Ver pflichtungen moglichſt entſpre-
chen muüſſen. Da nun die Beſitzloſen nicht nur die Kriegspflicht
zum Nutzen der Staatsgeſellſchaft zu leiſten haben, ſondern auch
bei Entrichtung der indirecten Abgaben mehr oder weniger be-
theiligt ſind, ſo haben auch ſie Anſpruch auf einen entſchiede-
nen Antheil an der Volksvertretung, damit ſie ihre Wunſche
und Beſchwerden auf eine wirkſame Weiſe bei der Geſetzgebung
geltend machen können. Nicht minder gerecht iſt es aber auch,
daß diejenigen, welche der Staat durch weſentlich höhere
Steuern in Anſpruch nimmt, dafuür einen dieſen höheren Lei-
ſtungen entſprechenden groößeren Antheil an den Wahlen erlan-
gen. Es iſt dies für das Wohl der Geſammtheit um ſo unbe-
denklicher, als der Natur der Sache nach die höhere Bildung

vorzugsweiſe da zu finden iſt, wo mehr Wohlſtand und darum
mehr Mittel und Zeit für Pflege der geiſtigen Entwickelung vor
handen ſind. Auch iſt die Wechſelwirkung der Leiſtungen und
der Berechtigungen ſo naturgemaß, daß bereits die Römer in
den aälteſten Zeiten dieſen Grundſatz in ihrer Verfaſſung zur
Geltung brachten, wo er ſich Jahrhunderte lang trefflich be
währt hat. Würden mittelbare (indirekte) Wahlen beliebt wer
den, ſo könnte man die Urwähler nach der Steuerquote in meh-
rere Klaſſen theilen da wir jedoch aus gewichtigen Gründen
die unmittelbaren Wahlen für beſſer und zeitgemäßer halten,
ſo wird man ſich auch ſchon mit zwei Klaſſen begnügen kon
nen, von denen die eine die Hochbeſteuerten, die andere die
Niederbeſteuerten und Steuerfreien umfaßt. Es waren alsdann
die Wahlbezirke ſo abzutheilen, daß in einem jeden derſelben
2 Abgeordnete gewählt wurden. Jn einer jeden Gemeinde aber
ware das directe Steuerkapital in zwei gleiche Hälften zu zer
legen und ein Verzeichniß derjenigen Steuerpflichtigen anzufer-
tigen, welche bis zum Belauf der einen Halfte die höheren
Steuerſätze bezahlen. Dieſe Hochbeſteuerten aus allen Gemein-
den des Wahlbezirks hätten den einen, und ſammlliche übrige
Wahlberechtigte den andern Abgeordneten zu wahlen. Um bei
den verſchiedenartigen Steuergeſetzen in Deutſchland etwaige Un-
zukommlichkeiten zu vermeiden, könnte noch der allgemeine
Grundſatz angenommen werden, daß die Zahl der hochbeſteuer-
ten Wahler mindeſtens ein Zehntel und hoöchſtens ein Drittel
ſämmtlicher Wahlberechtigten betragen ſolle.

Die Vortheile, welche aus einer ſolchen Wahlart entſprin-
gen, ſind nicht zu verkennen. Zunachſt tritt dadurch die geſetz
liche Macht des Parlaments in ein richtigeres Verhältniß zu der
Geſammtkraft des Volks. Es iſt nämlich ein gründlicher Jrr
thum, wenn man die phyſiſche Macht aller Einzelnen für gleich-
bedeutend halt mit der wirklichen Macht der Geſellſchaft. Die
Geldmacht, welche hundert Aermere in Lohn und Sold nimmt,
die Macht des Geiſtes und des Talents, die ſich Vornehmen
und Geringen unentbehrlich macht, die Macht des Glaubens,
der Wiſſenſchaft und der Geſchaftserfahrung, das ſind lauter
Kräfte, die ſich nicht ignoriren laſſen, wenn man eine dauernde
Staatsform ſchaffen will. Sollte je ein Parlament zu Stande
kommen, welches von all dieſen Kraften entblöößt und darum
von deren Trägern verlaſſen wäre, ſo wird es auch der Regie
rungsgewalt nicht lange widerſtehen können, ſobald ſich dieſe
wahren Mächte der Geſellſchaft, kraft des Triebes der
Selbſterhaltung, gegen eine ſolche Vertretung mit der Regie-
rung verbinden. Wenn aber durch die von uns vorgeſchlagene
Wahl der einen Hälfte der Abgeordneten durch die Hochbeſteuer-
ten dem Beſitze, dem Talent und der Geſchaftserfahrung der
gebührende Einfluß geſichert ſein dürfte, ſo burgt auf der an
dern Seite die gleiche Wahlberechtigung aller übrigen Staats-
genoſſen dafür, daß auch eine hinlangliche Anzahl von Vertre
tern der aärmeren Klaſſen in dem Parlament erſcheinen, um jene
Abgeordneten zur ernſten Erwägung aller begründeten Beſchwer-
den und zur thunlichſten Abhülfe zu veranlaſſen. Es wird bei
einer ſolchen Zuſammenſetzung die eine Hälfte vorzugsweiſe dar
zuthun wiſſen, was in den ſocialen Verhältniſſen eine
Verbeſſerung erheiſcht, während die andere um ſo befaä-
higter iſt, zu beurtheilen und darzuthun, ob und auf welche
Weiſe wirklich geholfen werden kann. Durch eine
muthmaßlich gleich ſtarke Vertretung beider Theile wird ein ge
deihliches Zuſammenwirken für das Wohl der Geſammtheit un
ſtreitig am ſicherſten erzielt.

Ein anderer nicht zu uüberſehender Vortheil liegt in der
Größe der Wahlbezirke. Der Kampf der politiſchen Par
teien wird ſich ſtets bei den Wahlen am machtigſten erheben.
Je kleiner nun die Wahlbezirke ſind, deſto leichter wird es ein
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zelnen Lokalvereinen gelingen, für ihre Ortscelebritäten eine
Mehrheit zu gewinnen und ihre Sonderanſichten und Sonder-
intereſſen zu einer uberwiegenden Geltung zu bringen. Wenn
dagegen jeder Wahlbezirk gegen 200,000 Seelen umfaßt
denn zu den ordentlichen Reichstagen wird man doch ſchwerlich
mehr als einen Abgeordneten auf 100,000 Seelen rechnen
und wenn jeder Abgeordnete durch directe Wahlen in allen Ort-
ſchaften dieſes Bezirkes gewählt wird, dann dürfte es jeden
falls ſehr ſchwer werden unbedeutende oder noch ganz unbe-
kannte Männer durchzuſetzen. Auch werden die Regierungen
nicht leicht durch örtliche Begeiſterungen ungebührlichen Einfluß
auf die Wahlen erlangen können.

Einen dritten ſehr weſentlichen Vortheil ſehen wir endlich
darin, daß die Begüterten und die Beſitzloſen, dieſe bei-den Klaſſen der Staatsgeſellſchaſt, welche gegenwärtig wegen

der allerdings ſehr verſchiedenen geſellſchaftlichen Stellung viel
zu wenig mit einander verkehren und darum nicht nur viele
Vorurtheile gegen einander hegen, ſondern auch von Boöswilli
gen abſichtlich gereizt und gegenſeitig erbittert werden, durch
eine ſolche gleiche Berechtigung bei der Volksvertretung gewiſſer-
maßen genöthigt werden, ſich wenigſtens über die Grundlagen
des politiſchen Lebens zu verſtändigen und auf der einen Seite
den Stolz, auf der andern den Trotz abzulegen, der ſeit Jah
ren faſt überall das geſellſchaftliche, wie das politiſche Leben
vergiftet. Erſt wenn dort der Honoratiorendünkel über-
wunden, und yier die Plebejerrohheit abgeſchliffen iſt, erſt
dann kann die wahre Freiheit in Deutſchland erblühen, welche
jedes Recht achtet und jedes Verdienſt anerkennt, aber auch zu-
gleich in dem armſten Staatsgenoſſen das Gefühl ſeiner Men-
ſchenwurde und ſeines Bürgerrechts nahrt und lebendig erhält

ein Gefühl, das ihn unter allen Umſtanden weſentlich vom
reichſten Stlaven unterſcheidet.

Berlin, d. 8. Febr. Zu Abgeordneten für die zweite
Kammer ſind ferner gewählt worden:

Provinz Preußen.Regierungs- Bezirk Marien werder.
Pfefferkuchler Weeſe in Thorn,
Pfarrer von Bartuſzkewitz in Kulm.

Regierungs- Bezirk Königsberg.
Dr. med. Koſch zu Koönigsberg,
Prediger Dr. Rupp zu Koönigsberg,
Pfarrer C. Ludwig Weſſel in Paris,
Gutsbeſitzer Dr. R. Motherby auf Arnsberg (raſten-

burger Kreis),
Landſchafts- Direktor Graf zu Dohna auf Weſſelshofen,
Gutsbeſitzer Lieutenant Krauſe auf Lauxnickau.

Regierungs- Bezirk Gumbinnen:
Land und Stadtgerichtsrath Sperling aus Gum-

binnen
Juſtizkommiſſar Schwarz aus Jnſterburg,
Ober Landesgerichts Direktor Temme zu Munſter,
Stadtgerichts- Direktor Reuter in Koönigsberg.

Provinz Schleſien.Regierungs-Bezirk Breslau.
Stadtgerichts- Rath Müller,
Lehrer Zimbal,
Juſtiz- Kommiſſarius Dierſchke,
Schulze Marke aus Haſſitz,
Stadtrath Wenzel aus Mittelwalde,
Garniſons Jnſpecteur Neumann,
Redacteur Möcke aus Breslau,
Bauergutsbeſitzer Langer,

Dr. Behnſch,
Kaufmann Andretzky aus Langenbielau.

Regierungs- Bezirk Oppeln.
Gymnaſial-Lehrer Troska,
Aſſeſſor Schmiedecke,
Graf Renard,
Gutspächter Schwarz zu Lubſchau,
Gutsbeſitzer Schwidler,
Schnee weiß (Neiße),
Stadtrath Ludwig (Breslau),
Schulrath Bogedain,
Müllermeiſter Riedel,
Dr. Haber,
Bauer Hawlitzki,
Pfarrer Schaffraneck,
Bauer Gorzolka aus Borcck,
Landrath Sack in Roſenberg.

Provinz Poſen.Regierungs- Bezirk Poſen.
Profeſſor Cybulsky,
von Cieſzkowsky.

Provinz Weſtfalen.Regierungs- Bezirk Münſter.
Aſſeſſor Grube in Duülmen,
Gutsbeſitzer von Bruchhauſen.

Regierungs- Bezirk Minden.
Vorſteher Pieper zu Jſtrup,
Ober-Landesgerichts- Aſſeſſor Pape zu Frankfurt a. O.

Regierungs-Bezirk Arnsberg.
Geh. Ober-Tribunalsrath Ulrich,
Staatsminiſter a. D. von Bodelſchwingh,
Unter-Staats-Secretair Müller,
Berggerichts-Rath von Beughem zu Siegen,
Gutsbeſitzer W. Plaßmann zu Allhoff,
Referendar D. Dann.

Rhein-Provin z.Regierungs Bezirk Trier.
Advokat-Anwalt Borchardt zu Koln,
Dr. K. Grün zu Trier,
Kaufmann J. B. Schwickerath zu Schoönccken,
Advokat-Anwalt Meſſerich zu Trier.

Regierungs- Bezirk Köln.
Friedensrichter Körfgen zu Kempen,
Geheimer Ober-Reviſions-Rath Eſſer zu Berlin,
Juſtitiar Dr. von Seckendorf,
Landrath Wiethhaus.

Regierungs- Bezirk Düſſeldorf.
Pfarrer Schmitz zu Bockum,
Stadtgerichts-Rath H. Simon aus Breslau,
Dr. med. Bähren zu Gladbach,
Friedensrichter Broich zu Grevenbroich.

Regierungs-Bezirk Aachen.
Kaplan von Berg zu Jülich,
Landgerichts-Rath De Sio zu Aachen,
Landgerichts-Rath Bloöömer zu Aachen,
Staats-Prokurator Frießem zu Malmedy,
Rentier Jakob Mödersheim zu Düren,
Ober Bürgermeiſter A. C. Pelzer zu Aachen,
Graf Hompeſch zu Ruhrig.

Regierungs- Bezirk Koblenz.
Dr. med. D' Eſter zu Köln,
Gutsbeſitzer Zunderer zu Kleeburg.
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Kaſſel, d. 7. Februar. Jn der geſtrigen Sitzung der
Standeverſammlung machte der Landtagskommiſſar im Namen
des Finanzminiſteriums folgende Eröffnung: „Nach Annahme
des Wahlgeſetzes liege der Standeverſammlung nur noch das
Finanzgeſetz vor. Daſſelbe ſei auf das laufende Jahr beſchrankt,
ſchließe ſich an die vorhandenen Zuſtände an, und laſſe nur da
eine Abweichung zu, wo die Umſtande es gebieteriſch erheiſchen;
es ſei nur proviſoriſcher Natur. Die Regierung fühle die Noth-
wendigkeit einer weiter gehenden Reform im Staatshaushalte
in mancher Beziehung, und in der beſonderen Geſtaltung der
Verhältniſſe liege der Grund, warum man die Berathung der-
ſelben dem Budget für die Jahre 1850 und 51 und einer nach
dem neuen Wahlgeſetz zuſammenzuſetzenden Standeverſammlung
vorbehalten habe. Um ſo dringender ſei es, daß die Berathung
der Grundlagen jener Reformen zeitig vor dem Jahre 1850
beginne, und es ergebe ſich daraus eben ſo die Nothwendigkeit ei
ner baldigen Einberufung der neuen Ständeverſammlung, als
die Wichtigkeit einer raſchen Erledigung des einjährigen Finanz-
geſetzes. Die neue Ständeverſammlung werde ihre wichtigen
Berathungen deſto ruhiger und gründlicher pflegen koönnen, wenn
der Finanzhaushalt nicht wie jetzt in der Schwebe, ſondern ei
nigermaßen durch Geſetz geregelt ſei. Die Staatsregierung druckt
daher den Wunſch aus, daß die Berathung des Finanzgeſetzes
bald zu einem befriedigenden Reſultat führen möge.“ Herr
v. Sybel erſtattete weiteren Bericht über die deutſche Ober-
hauptsfrage mit folgenden Anträgen: 1) Die Stande-Verſamm-
lung halt es unter den gegenwärtigen Verhältniſſen für drin-
gend nothwendig, daß der kurheſſiſche Bevollmachtigte bei der
proviſoriſchen Centralgewalt über alle durch die preußiſche Cir-
kular-Note angeregten Fragen ſofort Jnſtruktion erhalte. 2) Sie
erachtet den Titel des Reichs-Oberhaupts zwar fur minder wich-
tig, würde aber mit deſto größerer Freude einen Beſchluß der
deutſchen Nationalverſammlung begrüßen, durch welchen die
Erblichkeit der OberhauptsWürde ausgeſprochen würde. 3) Sie
hält es bei der gegenwärtigen Sachlage nicht für zweckmäßig,
irgend welche Aenderung der bisher gefaßten Beſchlüſſe der Nat.
Verſ. zu beantragen, erachtet es aber für geboten, daß durch
offene Erklärung jeder Zweifel beſeitigt werde, als ob ſeitens
der Regierung oder der Ständeverſammlung Kurheſſens den
bisherigen Beſchluſſen der Nationalverſammlung über die deuts-
ſche Verfaſſung die Anerkennung fehlen kounne. 4) Sie be
ſchließt endlich, dieſe Anſichten hoher Staatsregierung in der
Hoffnung auf ein vollſtandiges Einverſtandniß mit derſelben
über dieſe Lebensfrage des großen Vaterlandes mitzutheilen.
Sämmtliche Anträge wurden nach langer und lebhafter Dis-
kuſſion genehmigt, der erſte gegen 3, der zweite gegen 10, der
dritte gegen 3 und der vierte gegen 1 Stimme. Die Sitzung
ging in eine vertrauliche über.

München, d. 5. Februar. Sitzung der Kammer der
Abg. Adreßdebatte. Noch vor Eröffnung derſelben brachte der
Juſtizminiſter Heintz einen Geſetzentwurf über die Organiſation
der Gerichte ein. Jm Verlauf der Debatte erklärte Miniſter
v. Beisler: „Die Thronrede habe der König verfaßt, wie es in
Baiern bisher üblich geweſen ſei, die Miniſter würden jedoch
die Thronrede in allen Punkten vertreten. Miniſter Heintz:
Ueber die Veränderung des Miniſteriums habe er zu bemerken,
daß ſo lange er Miniſter ſei, in allen wichtigen Fragen die Mi-
niſter gleichen Schritt hielten, und daß die Miniſter noch immer
einig ſeien, obgleich Herr v. Lerchenfeld ausgetreten ſei. Dr.
Greiner: was über die Abfaſſung der Thronrede geſagt ſei,
ſo könne wohl jetzt kein Zweifel mehr ſein, daß wir auf konſti
tutionellem Standpunkte nicht ſtehen, denn nirgends gehe in ei
nem wahrhaft konſtitutionellen Lande die Thronrede von der
Krone aus, ſondern nur von den Miniſtern. Die ganze De-

batte war äußerſt ſcharf, namentlich gegen die frühere innere
Politik gerichtet und berührte vielfach die Einheit Deutſchlands,
ſo wie die Einführung der Grundrechte. Ein Beſchluß iſt noch
nicht erfolgt.

Frankfurt a. M., d. 8. Febr. Die heutige Ober-
Poſtamts- Zeitung enthält folgendes Bulletin:

„„Se. kaiſerl. Hoh. der ErzherzogReichsverweſer hat die Nacht nicht
ruhig zugebracht; heftiger Huſten beunruhigte Höchſtdieſelben von 12 bis
2 Uhr, dann aber ſchlief Se. kaiſerl. Hoheit durch drei Stunden ruhig
fort. Jetzt iſt das Befinden beruhigender. Frankfurt a. M., den
8. Februar 1849. Dr. Taubes. kaiſerlicher Rath.“

Frankfurt a. M., d. 7. Jan. Es iſt ſchwer, etwas
ganz Beſtimmtes vorherzuſagen, über das, was die Reichs
verſammlung in den nächſten acht bis zwölf Tagen thun
oder laſſen wird. So viel Zeit ungefähr braucht nämlich
der Verfaſſungsausſchuß, um die ganze Verfaſſung fur
die zweite Leſung vorzulegen. Man will und muß ihm Zeit
laſſen und ſprach deshalb davon, ob nicht einfach die Si
tzungen auf acht Tage ausgeſetzt werden mochten beſonders
da es wirklich an anderen der Discuſſion werthen Vorlagen
fehlt. Nach dem vorräthigen Entwurf uüber Miniſterverant-
wortlichkeit, welcher fur verungluckt gilt, iſt Niemand lu-
ſtern, beſonders da man hofft, nur noch eine Woche pro-
viſoriſche Miniſter zu haben.
wahrſcheinlich keine wirkliche Vertagung, ſondern verbringt
die Zeit bis zum 19. Februar, an welchem die zweite Le
ſung beginnen kann, mit zwei bis drei unſchuldigen Si-
tzungen. Etwas Gemeinſchaftliches iſt von Seiten der Re-
gierungen noch nicht geſchehen, man verſucht es aber und
die Stimmung ſcheint dem Gelingen des Ganzen entgegen
kommend zu ſein. Auch Wurttemberg erſcheint nicht nur
bereitwillig, ſondern auch auf dem Punkte, dem baieriſchen
Cabinet in hingebend deutſchem Sinne zuzureden. Ueber-
haupt wird die Verſtändigung mit den Regierungen ſich
vorzugsweiſe nur auf zwei Punkte zuſammendrängen auf
das Veto und die Oberhauptsfrage. Die Einzelmonarchieen
müſſen naturgemäß auf einem abſoluten Veto fur die Cen-
tralmonarchie beſtehen, da ein ſuspenſives Veto am Mit-
telpunkte das monarchiſche Veto in den Einzelſtaaten auf
die Dauer doch auflöſen mußte. Was iſt denn z. B. in
Sachſen bei ſolchen Kammern noch von der Monarchie
übrig außer dem Veto, und wie lange wurde dies ſolchen
republikaniſchen Kammern widerſtehen Der Erzherzog-
Reichsverweſer, an einem entzundlichen Katarrh faſt bedenk-
lich erkrankt, ſcheint ſich allmählig zu erholen. Der Reichs-
miniſter v. Gagern ebenfalls einige Tage unwohl, iſt wie
der hergeſtellt.

Schwerin d. 7. Febr. Jn der heutigen Sitzung wurde
folgende vom 6. datirte Botſchaft des Großherzogs von Mecklen-
burg Schwerin in Betreff des Verfaſſungswerkes verleſen

Friedrich Franz 2c. Drei volle Monate find ſeit der am 31. Octo
ber v. J. ſtattgehabten Eröffnung der Abgeordneten Verſammlung bereits
verfloſſen, ohne daß bisher die Berathungen über die Feſtſtellung eines
Staatsgrundgeſetzes, welches Wir im Entwurfe haben ausarbeiten und
vorlegen lafſſen, in der Abgeordnetenkammer ſelbſt begonnen haben. Schon
in Unſerer Eröffnungsrede haben wir hervorgehoben, wie wichtig es iſt,
den Abſchluß der Verfaſſung ſo entſchieden und raſch zu fördern, als es
nur irgend mit einer gründlichen und gewiſſenhaften Prüfung ſich vereini
gen läßt. Zwar laſſen die beſonderen Schwierigkeiten ſich nicht verkennen,
welche die in Mecklenburg beſtehenden Verhältniſſe rückſichtlich ihrer Hin
überführung in die neue Staatsform darbieten. Allein in der Sache ſelbſt
liegt es, daß die Mehrzahl dieſer Schwierigkeiten immer erſt auf dem
Wege einer allmäligen Entwickelung, die den Anforderungen des Lebens
Rechnung trägt, ſich wird beſeitigen laſſen, und es iſt um ſo nothwendi
ger, mit dem Abſchluß der Verfaſſung vorzuſchreiten, zumal erſt dann
deſto wirkſamer und gleichmäßiger mit den organiſchen Einrichtungen wird
verfahren werden können. Eine lange Fortdauer der Ungewißheit über
die Geſtaltung der ſtaatlichen Verhältniſſe wirkt nach den verſchiedenſten
Seiten hin nachtheilig ein auf die Wohlfahrt des Landes und das allge

Dennoch beſchließt man



meine Verlangen nach Vollendung der Verfaſſung tritt mit jedem Tage
ſtärker hervor. Wir ſehen Uns demnach veranlaßt, im Einverſtändniſſe
mit Sr. Königl. Hoh. dem Großherzoge von Mecklenburg Strelitz die
dringen de Aufforderung an die Verſammlung der Abge-
ordneten zu richten, nunmehr ungeſäumt mit der Bera-
thung der Verfaſſung zu beginnen.

Ein ähnlich lautendes Reſcript des Großherzogs von Meck-
lenburg-Strelitz wurde ebenfalls verleſen.

Aus Mecklenburg, d. 7. Febr. Die Linke hat ge-
ſiegt. Der Antrag Pohle's, daß die Regierung nicht ohne Mit-
wirkung der Kammern in der deutſchen Frage handeln dürfe
ein Antrag, der für alle politiſchen Fragen nach Außen hin pra-
judizirlich iſt iſt angenommen, nachdem unter anderen auch
die vom rechten Centrum beantragte motivirte Tagesordnung
mit 55 gegen 33 Stimmen verworfen war. Was nun die Re-
gierung dieſem Beſchluſſe gegenüber thun wird, iſt ſchwer zu
ſagen. Nachdem Miniſter von Lützow ſchon in der vorherge-
henden Sitzung angezeigt hatte, daß die betreffenden Jnſtruktio-
nen bereits an den dieſſeitigen Bevollmächtigten bei der Cen-
tralgewalt abgegangen ſeien, verlas der Kommiſſarius Kippe
vor Eröffnung der Debatte eine Erklärung, worin die Regie-
rung ſich entſchieden die Kompetenz vindizirt, in der vorliegen-
den Frage allein zu handeln, und worin ſie die Kammer
warnt, weder die Grenzen ihrer Befugniß zu überſchreiten,
noch ſich einem Konflikte mit der Reichs- Verſammlung und der
Eentralgewalt auszuſetzen. Will die Kammer konſequent ſein,
ſo muß ſie die ungeſaäumte Vorlage der bereits expedirten Jn-
ſtruktionen verlangen und deren Gültigkeit von ihrem Votum
abhängig machen. Freilich wurde man ſich in Frankfurt wenig
an etwaige nachträgliche Proteſtationen kehren. Will die Re-
gierung konſequent ſein, ſo muß ſie die Vorlagen verweigern.
Am nächſten Sonnabend wird ſich wahrſcheinlich die Sache ent-
ſcheiden. Die Zeit des Balancirens iſt abgelaufen.

2Vien, d. 4. Februar. Schmerling wird auf ſeinen Sitz
in Kremſier verzichten. Das hieſige Miniſterium hat ihm zu
dringend die Nothwendigkeit ſeines Verbleibens in Frankfurt
dargelegt, als daß er dieſen ihm lieb gewordenen Poſten ver-
laſſen ſollte. Schmerling befindet ſich in Frankfurt vollkommen
in ſeinem Elemente jenem ſeiner diplomatiſchen Jntrigue.
Dieſer conſtitutionelle Metternich iſt der einzige Mann,
den Oeſterreich beſitzt für Deutſchland, für ſeine eigene Zu-
kunft. Jn dem Momente, wo das Verhaltniß mit Deutſchland
feſtgeſtellt, d. h. Preußen in den Hintergrund geſcho-
ben ſein wird, wird Schmerling in Wien an die Spitze ei-
nes Cabinets treten.

Die Oſt-Deutſche Poſt ſchreibt aus Wien vom 2. Fe
bruar: Der Deputirte beim deutſchen Parlament, Joſeph
v. Wurth, der vor einigen Tagen von Frankfurt mit De-
peſchen an das öſterreichiſche Miniſterium anlangte, iſt geſtern
Abend wieder nach Frankfurt zuruckgereiſt. Die deutſche
Frage, die durch die Abſtimmung über den Oberhauptspa-
ragraphen, namentlich aber durch die preußiſche Circularnote
immer dringender wird, hat in den letzten Tagen zu mehreren
Conferenzen des Miniſterraths Anlaß gegeben. Hr. v. Wuürth
ſoll eine neue Erklärung unſeres Cabinets mitgenommen haben.

Uugarn.
Hermannſtadt, d. 24. Januar. Der „Siebenb. Bote“

enthält nachſtehende Proclamation des FeldmarſchallLieutenants

uchner4 W feindliche Armee Corps, welches Hermannſtadt bedroht hat, iſt

nach einer mörderiſchen Schlacht durch die ausgezeichnetſte Tapferkeit der
kaiſerl. Truppen geſchlagen und bis Stolzenburg zurückgeworfen worden.
Der Feind hat nebſt einem großen Verluſte an Menſchen auch 5 Kanonen
und 4 Munitionswagen verloren. Durch dieſen glänzenden Sieg der ge
rechten Sache werden die Gemüther der treu geſinnten Bevölkerung wie

5

der aufgerichtet und ermuthigt. Nach verläßlichen Nachrichten ſoll die an
Se. Majeſtät den Kaiſer und König Franz Joſeph abgeſendete Oeputa
tion der Ungarn ſich auf Gnade und Ungnade ergeben haben. Die ſieg
reichen kaiſerlichen Armeen in Ungarn ſind ſchon ſeit dem 13. Januar über
Ocſa an die Theiß vorgedrungen, und ihre Hülfe rückt uns immer näher
Unter der ungariſchen Jnſurrektion und ihren Anführern, von denen Gör
gei mit ſeinem Corps von 13,000 Mann ſich gegen Waitzen, Perczel aber
gar nur mit 7000 Mann gegen Czegled fich zurückgezogen hat, herrſcht
bereits eine allgemeine Beſtürzung. Da auch ſelbſt dieſe Schaaren durch
zahlloſe Deſerteure täglich ſich immer mehr und mehr vermindern, ſo ge
ven ſelbſt ſchon die Ultrageſinnten alle ihre Hoffnung auf das Gelingen
dieſes Jnſurrectionskampfes auf. Zu dem kommt noch der entſcheidende
große Sieg, welchen der Feldmarſchall Lieutenant Graf Schlick am 4. Jaa
nuar gegen das Corps des Meéſzäros erfochten und dabei daſſelbe beinahe
gänzlich vernichtet hat. Es handelt ſich daher unter ſolchen Umſtänden
nur noch um die muthige Ausdauer durch eine kurze Zeit ein allgemeiner
Sieg wird unſer Lohn ſein und alle unſere Wünſche in Erfüllung brin-
gen. Beſonders aber Jhr Szekler in deren Mitte noch immer Ver
führer und Aufwiegler Verderben brüten, bleibt Eurem mir kürzlich
abgelegten Worte und der Pflicht treu, wie es Männern ziemt laßt Euch
nicht mehr durch Trug und Täuſchung welche gleich Seifenblaſen ſchon
im nächſten Augenblick vergehen von der Bahn des Rechts und des Ge
horſams ableiten! Nur dadurch werdet Jhr die volle Gnade Eures mil-
den, aber gerechten Herrn und Kaiſers Euch wieder ſichern und Eure
eigenen Familien-Wohnſitze vor dem ſonſt nahen Verderben bewahren. Weiſt
daher den Verrath aus Eurer Mitte und zeigt vor der ganzen Welt, die
Eure Thaten richten wird, daß Jhr einer weiteren Verführung unzugäug-
lich, Eurer Eide und der Pflicht unverrückt treu bleiben wollet! Her
mannſtadt, am 23. Januar 1849. Anton Freiherr von Puchner,
Feldmarſchall- Lieutenant und kommandirender General.“

Jtaliez.
Mailand, d. 30. Jan. Aus Anlaß des neuen Wech

ſels der Vorpoſten an der piemonteſiſchen Grenze finden große
Truppenbewegungen ſtatt, woruber die Piemonteſen
nicht wenig beunruhigt ſind. Jn einigen Ortſchaften haben
die Landleute bereits ihre Wohnungen verlaſſen und die Flucht
ergriffen denn es hieß, Radetzky wolle in Piemont einrucken.
Jn Folge deſſen kam geſtern ein piemonteſiſcher Oberſt an,
angeblich um wegen des zuruückbehaltenen piemonteſiſchen Ge
ſchutzparkes zu unterhandeln, in Wirklichkeit aber, um ſich
vom Stande der Dinge zu überzeugen. Man erzählt ſich,
als er zu Radetzky kam, ſeien ſeine erſten Worte geweſen
Excellenz, ich bin nicht gekommen um den Waffenſtillſtand
aufzukuündigen worauf der Marſchall ihm ſogleich ins
Wort fiel: Jch waäre recht froh geweſen, wenn ſie, lieber
Oberſt die Aufkundigung des Waffenſtillſtandes gebracht hat
ten, ich hätte ſchon längſt gern aufgekuündigt und dem Köö
nige meinen Gegenbeſuch in Turin abgeſtattet, wenn man
mich nicht bei meinem grauen Haare zuruckhielte. Die
fluchtigen lombardiſchen Nobili, welche aufgefordert wur
den, bis Ende Januar zuruckzukehren, haben ſich ſehr ſpaär
lich eingefunden; bis geſtern ſind erſt 17 zuruckgekehrt. Die
Guter derer, welche nicht bis morgen eintreffen, werden unter
Sequeſter geſetzt und die Einkunfte zur theilweiſen Deckung
der Kriegskoſten verwendet.

Aus Mailand melden die neueſten Berichte vom 31.
Januar daß Marſchall Radetzky die Armee am Tieino con
centrirt hat, und daß ſie nach allen Seiten ſchlagfertig iſt.
Die in mehreren Städten entdeckten Waffenvorräthe aller Art
zeigen mehr als Alles, daß die Nobili wieder eine Schilder
hebung beabſichtigten. Mailand iſt in furchtbaren Vertheidi
gungszuſtand geſetzt. Die Citadelle iſt mit Kanonen beſpickt
und bereit, im Fall einer Empörung auf die Stadt los zu
donnern. Von der piemonteſiſchen Grenze nach Mailand und
von Mailand nach Verona und Padua ſind Telegraphenlinien
errichtet, um den kaiſerl. Truppencommandanten jedes Ereig
niß ſchnell mitzutheilen. Die Stadt Mailand würde einen
neuen Treubruch ſchwer buüüßen.



Getreidepreiſe.
(Nach Berliner Scheffel und preußf. Selde.)

Magdeburg den 9. Februar. (Nach Wispeln.)
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Waſſerſtand der Saale bei Halle
am 9. Februar Abends 6 Uhr am Unterpegel 6 Fuß 10 Zoll.
am 10. Februar Morgens 6 Uhr am Unterpegel 7 Fuß 10 Zoll.

Fremdenliſte.
Angekommens Fremde vom 9. dis 10. Februar

Im Kronprinzen Die Hrrn. Kaufl. Meyer a. Braunſchweig, Thier
felder a. Magdeburg, Dubois a. Mainz, Mauermann a. Bremen,
Schleicher a. Hamburg.

Stadt Zürich Die Hrrnu. Kaufl. Bachmann u. Staats a. Leipzig,
Stüber a. Mannheim Meyer a. Berlin. Hr. Rentier Dillenberger
a. Hamburg. Hr. OAmtm. Kühne a. Diesdorf. Hr. Auditeur v.
Brandt a. Königsberg. Hr. Oekon. Walter a. Greußen.

Goldnen Ring: Hr. Juſtizrath Hauenſtein a. Berlin. Hr. Juſtitiar
Scholinus a. Eckartsberga. Die Hrrn. Kaufl. Felgner a. Erlangen,
König a. Bielefeld. Hr. Apotheker Porſchütz a. Frankfurt.

Engliſcher Hof?: Hr. Partik. Jonas u. Hr. Kaufm. Flemming a.
Berlin. Hr. Baron v. Harro a. Güto. Hr. Fabrik. Hettmann a.
Potsdam.

Die Hrrn. Kaufl. Groß a. Kaſſel, Pappenheim a.Stadt Hamburg:
Berlin, Feiſt a. Frankfurt. Hr. Amtm. Schöning a. Kremſen. Hr.
Cand. Heydebrand a. Tangermünde.

Schwarzen Bär:
ſchaftsmaler Rolloph a. Dresden.
Hr. Kaufm. Lorenz a. Aſchaffenburg.

Goldne Kugel Die Hrrnu. Kaufl. Greunert a. Naumburg, Pabſt a.

Hr. Fabrik. Körner a. Auerbach.

Neuwied, Schulenburg a. Karlsbad. Hr. Künſtler Becker a. Ko
penhagen. Hr. Pred. Saalfeld a. Görlit. Hr. Amtm. Dörfel a.
Wieſenthal.

Fonds urd Geld -Cours.
Berlin den 9. Februar.

.GSGaaaaw-Zf- Brief. Geld. Zf. Brief. Geld.
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Hr. Oekon. Verw. Tiſchner a. Zingſt. Hr. Land et. d. eh. S.-Bair.

Leipzig, den 9. Februar.
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Bekanntmachungen.
Viehmarkt in re rig

Dem handeltreibenden Publikum diene
zur Nachricht, daß die Markte hierſelbſt,
nicht wie irrthümlich im Deſſauer Kalen-
der angegeben, Mittwoch und Donnerstag,
ſondern jedesmal Donnerstags und
Freitags gehalten werden.

Hierbei wird bemerkt, daß immer am
erſten Marktage (diesmal am 15. Februar
d. J.) außer Kram--, auch Viehmarkt ge-
halten wird. Da nun von den Behoörden
Vorkehrungen getroffen wurden, daß der-
ſelbe mit Pferden und Rindvieh bezogen
wird und alles zu Markte gebrachte Vieh
vom Chauſſee- und Stattegeld befreit iſt,
ſo hoffen wir, daß Käufer und Verkäufer
ſich zahlreich einfinden mogen.

Der Magiſtrat zu Gröbzig.

Vorladung.
Johanne Wilhelmine verehelichte

Rempel aus hieſiger Altſtadt, welche
ſich von hier entfernt hat, ohne ihren Auf-
enthaltsort anzugeben, wird hierdurch ge-
laden,

den 24. d. M. Vormittags 10 Uhr
an Gerichtsſtelle hier zu erſcheinen, um
ſich in der wider ihren Ehemann, Jo-
hann Chriſtian Rempel, wegen Pfer-
dediebſtahls hier anhangigen Unterſuchung
vernehmen zu laſſen, widrigenfalls ſie
ſteckbrieflich verfolgt werden wird.

Frankenhauſen, den S. Febr. 1849.
Fürſtl. Schwarzb. Juſtiz-Amt,

Abtheilung für Criminal- und Polizei
Sachen daſ.

Auguſt Kuhne.

Bad Wittekind.
Heute, Sonntag, Nachmittag von 3 Uhr

an Concert von der Familie Drechs-
ler.

n TI

Heute Abend III. Abonn.- Ball
im Schießgraben zu Neumarkt.

Vanus,Lebens und Penſions-Verſicherungs- Geſellſchaft
zu

Grund-Kapital: Eine
Hamburg.

Million Mark Banco.
Die Geſellſchaft verſichert ſowohl geſunde als kranke Leben.
Um ein Kapital von Ein Tauſend Thalern zu verfichern, ſind monat-

lich nur zu entrichten, wenn z. B. der Verſichernde beim Eintritt alt iſt:
25 Jahre,

1 W 6
30 Jahre, 35 Jahre,1 27 S 29 6 A0 Jahre, 50 Jahre,

2 I 33 12 W 6Dieſe Praämien ſteigen nicht mit den Jahren, ſondern bleiben für die ganze Dauer
der Verſicherung gleich. Abänderungen der Beiträge können bei dieſer Geſellſchaft
nie eintreten, eben ſo wenig als Nachſchüſſe gefordert werden.

Bei Leibrenten-Verſicherungen beruckſichtigt die Geſellſchaft nicht nur
das Alter, ſondern auch den Geſundheitszuſtand der Beitretenden, und zahlt ſie
danach im Alter von 50 Jahren bis 15 pro Cent, im Alter von 60 Jah
ren bis 29 pro Cent jährlich vom eingelegten Kapitale.

Ausſteuern und Wittwen-Penſions-Verſicherungen werden unter
den billigſten Bedingungen kontrahirt.

Proſpecte und Antrag Formulare werden unentgeldlich ausgegeben.
Halle a/S. am 1. Februar 1849. Schreiber,

Haupt Agent fur den Reg.-Bez. Merſeburg.

Bekanntmachung.
Am 21. d. M. ſoll das zum Nachlaſſe

des Hegereuters Meinhold in Beyers-
dorf gehörige Wohnhaus mit Staällen,
Scheune, Garten und Hufe Feld, ſo
wie das Haus und Wirthſchaftsgerathe
und 1 Kuh, an Ort und Stelle meiſtbie-
tend gegen baare Zahlung verkauft wer
den.

Brehna, den S. Februar 1849.
Jm Auftrage der Erben:

Der Juſtiz-Commiſſar

Mulertt. c
Stadttheater in Halle.

Die fur Montag angekündigte Oper
»Stradellac kann eingetretener Hin
derniſſe wegen nicht ſtattfinden.

Dienstag den 13. Febr. Auf allgemei-
nes Verlangen zum zweiten Male:
Der Waffenſchmied, romantiſche
Oper in 3 Akten von Lortzing.

3000, 2000, 1000, 800, 400 u. 300
Thaler ſind auszuleihen durch den Actuar
Dancker, Schmeerſtr. Nr. 480.

22,70

250 bis 700 ſind auszuleihen.
A. Kuckenburg, Nr. 285.

Tauf- und Conſirmations-Me-
daillen in Silber, aus der Berliner Me
daillenMuünze von Loos, empfiehlt

C. F. F. Colberg,
Alter Markt Nr. 543.

km

Dampfbäder.
Dem vielſeitig ausgeſprochenen Wunſch

zu Folge wird von jetzt an in dem bekann
ten Lokal jeden Montag Nachmittag das
Dampfbad fur Beſuchende bereit ſein.
Wer ſich deſſen zu bedienen geneigt ſein
will, dem bitten wir dies vorher melden
zu laſſen.

Halle, den 9. Februar 1849.
C. G. Fritſch Comp.

Wir zeigen hierdurch ergebenſt an, daß wir eine neue Sen-
dung von Ballkleidern in ſchwarz- und buntſeidenen Stoffen,
Thibets in allen Farben, ſowie eine Auswahl in Umſchlage
und Decken-Tüchern erhalten haben, und verſprechen die bil-
ligſten Preiſe zu ſtellen.

Gebrüder Gundermann, Ausſchnitt und Modewaaren-
Handlung, Leipzigerſtraße Nr. 324.
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Oeffentliche Erklärung. Die Königl. Regierung zu Merſeburg ver-
öffentlicht unter dem 1. Febr. Enthüllungen über die Novemberbewegungen, in denen
ich als Aufwiegler der Landwehr genannt werde. Eine ſolche Bekanntmachung konnte
und durfte nur das Ergebniß einer gerichtlichen Unterſuchung ſein. Dieſe iſt gegen
mich gar nicht eingeleitet, viel weniger die dort angeführte Thatſache nachgewieſen wor-
den. Wie mich die Königl. Regierung dem Publikum denuncirt hat, ſo denuncire
ich ein ſolches Verfahren der rechtlichen Beurtheilung aller derer, welche die Jdee
eines Rechtsſtaates noch nicht aufgegeben haben. Meine Beſchwerde an das Mini-
ſterium iſt eingereicht.

Zwochau, den 9. Februar 1849. Baltzer, Paſtor.
Se
s Maskenball. SS

Freitag, den 16. Februar, bin ich willens in meinem großen Salon einen Mas
kenball zu veranſtalten, zu welchem ich hiermit ganz ergebenſt einlade, recht zahl-
xeich Theil zu nehmen.

Das Entrée für Damen 5 M und für Herren 7 x 6
Der Salon wird von Gas beleuchtet.

Für elegante Masken-Anzüge und Dominos für Herren und Damen habe ich beſtens
geſorgt und ſind ſchon Tages zuvor unter billiger Zuſicherung in meinem Lokale zu
haben.

Eisleben, den 8. Februar 1849. J. G. Herrmann,
zum goldenen Schiff.

Die Churheſſiſchen und Badiſchen Pramien Ziehungen
bieten diesmal nachfolgende bedeutende Gewinne, als: fl. 50,000, 15,000, 5000,
4 à 2000, 13 à 1000, 20 à 250, c. ferner: Rtihlr. 36,000, 8000, 4000,
2000, 2 à 1500, 3 à 1000, 5 à 400, 10 à 200, c. Bis zum 28. Fe-
bruar 1849 kann man ſich gegen Einſendung von fl. 4. 40 kr. oder 22/, Rthlr.
Pr. Et. fur eine Nummer zu beiden Ziehungen bei uns betheiligen.

Ausführliche Pläne ſo wie ſ. Z. Ziehungsliſten erhält jeder Theilnehmer. Wie-
derverkäufer genießen angemeſſenen Rabatt.

J. Nachmann C Comp.
Banquiers in Mainz am Rhein.

ne

Beachtenswerth
Wie und wo man für 8 M Preuß. in Beſitz einer baaren Summe von un-

gefahr
Zweimalhundert tauſend Thalern

gelangen kann, darüber ertheilt das unterzeichnete CommiſſionsBüreau unentgeld-
lich nähere Auskunft. Das Büreau wird auf desfallſige, bis ſpäteſtens den 14.
Februar d. J. bei ihm eingehende frankirte Anfragen prompte Antwort ertheilen,
und erklärt hiermit ausdrucklich, daß, außer des daran zu wendenden geringen Por-
to's von Seiten des Anfragenden, für die vom Commiſſions-Büreau zu ertheilende
nähere Auskunft Niemand irgend etwas zu entrichten hat.

Lübeck, Januar 1849. Commiſſions-Büreau
Petri- Kirchhof Nr. 308 in Lübeck.

6 Schock, ſchon vor drei Jahren ge-
pflanzte, zum Fortpflanzen ſich ausgezeichnet
eignende Pflaumenbaäume, ſollen einer an-
dern Einrichtung wegen billigſt verkauft
werden.

Walther in Canena Nr. 4.

Sonnabend, den 4. Febr. d. J., iſt
auf dem Wege von Dölau nach Halle
eine kleine Brieftaſche, worin ſich 2 Fuünf-
thalerſcheine befanden und in welcher der
Name des Eigenthümers Schütz ſtand,
verloren gegangen. Der ehrliche Finder
wird gebeten, ſelbige Schulberg Nr. 60
bei Herrn Hoffmann abzugeben. Ein Roßwerk oder Pferdegoöbel, in gu-

S tem Zuſtande, ſtehet billig zu verkaufenEin im Nähen geübtes Mädchen findet bei dem Weißgerbermeiſter C. Dieſel in
Beſchaftigung Ranniſche Straße Nr. 435. Schkeuditz.

Gebauerſche Buchdruckerei.

Ein junges Mädchen von anſtändigen
Eltern vom Lande, welche in der Wirth-
ſchaft nicht unerfahren, ſucht als Wirth-
ſchafterin eine Stelle. Nähere Auskunft
ertheilt der Kaufmann Aug. Sonne-
mann in Halle.

Zwei oder drei Penſionaire, welche die
hieſigen Schulen beſuchen, finden Unter-
kommen. Wo? Zu erfragen gr. Stein
ſtraße Nr. 130 bei Böttger.

Fr. Lange, geprüfter und ſelbſt an
Brüchen leidender Bandagiſt, gr. Ulrichs-
ſtr. Nr. 66, empfiehlt Bandagen jeder Art.

Dank ſagen wir dem Schullehrer Hrn.
Tülemann in Müllerdorf fur die
Adreſſe, welche er den zwei Geſchwiſtern
T. geſchrieben hat. C. T.
ter S

Der Caffee bracht' uns viele Freuden,
Denn Thee, den können Geſunde meiden:
Den Kranken! Thee nur Kraft erweckt,
Sie blieben fern damit wir nicht ſind an

geſteckt.

Elbitz, den 4. Februar 1849.
N. P. u. ſ. w.

Geſuchte Stelle. Ein unverhei-
ratheter, im 24. Lebensjahr ſtehender Pri-
vat- Secretair, der im Juſtiz-, Verwal-
tungs- und Rechnungsfach gearbeitet, ſich
mit Leichtigkeit in neue eigenthümliche Ver
hältniſſe und Geſchäfte zu finden vermag
und die beſten Zeugniſſe über ſeine beklei-
deten Conditionen aufzuweiſen hat, ſucht
zum ſofortigen Antritt eine Stelle. Fran-
kirte Adreſſen mit T. W. L. bezeichnet
wird die Expedition des Couriers weiter
befördern.

Mühlen-Pachtung.
Ein frequentes Mühlen Geſchäft iſt ge

gen 1500 Vorſtand und 500 Pacht
durch W. Strien in Mansfeld zu
übernehmen.

4 Schock Sauerkirſchbäume ſtehen zum
Verkauf auf dem Rittergute Dammen-
dorf.
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FamilienNachrichten.
Verbindungs- Anzeige.

Verwandten und Freunden zeigen wir
hierdurch unſere Verbindung an.

Rettgenſtedt, den 4. Febr. 1849.
Fr. Bech, Past.
Wilh. Bech geb. Kaufmann.
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polizeiliche Strafe iſt.“
rens.

tätsantrag II.
ſchen die Unterzeichneren folgenden Zuſatz: „Strafen wegen politiſcher Ver-

Beilage zu Nr. 35 des Couriers, Halliſcher Zeitung für Stadt und Land.
Sonntag, den II. Februar 184A9.

h

Deutſchland.
Berlin, d. 9. Februar. Der Miniſter des Jnnern hat

ſämmtlichen königlichen Regierungen nachſtehende Berichtigung
zugehen laſſen:

Der königlichen Regierung eröffne ich, daß im H. 84 des unlängſt
mitgetheilten Entwurfes der Gemeinde- Ordnung Kreis Ausſchuß ſtatt
„BezirksAusſchuß“ zu leſen iſt. Berlin, d. 5. Februar 1849.

Der Miniſter des Jnnern von Manteuffffſel.
An ſämmtliche königliche Regierungen.

Frankfurt a. M., d. 8. Febr. Der Entwurf des
Reichsgeſetzes „über die Wahlen der Abgeordneten
zum Volkshauſe“, wie er der Berathung der Reichsver-
ſammlung demnächſt unterbreitet werden wird, lautet, wie
folgt

„Für die Wahlen der Abgeordneten zum Volkshauſe ſollen folgende
Beſtimmungen gelten Art. I. H. 1. Wähler iſt jeder ſelbſtſtändige, un
beſcholtene Deutſche, welcher das fünf und zwanzigſte Lebensjahr zurück
gelegt hat. Minoritätserachten. Dieſer Paragraph möge lauten: „„Wäh-
ler iſt jeder Deutſche, welcher das fünfundzwanzigſte Lebensjahr zurückge-
legt hat.“ (Wigard. H. Simon. G. C. Schüler. Reh. Mittermaier.) H. 2.
Als nicht ſelbſtſtändig alſo von der Berechtigung zum Wählen ausge
ſchloſſen ſollen angeſehen werden 1) Perſonen, welche unter Vormund
ſchaft oder Curatel ſtehen oder über deren Vermögen Concurs- oder Fal
litzuſtand gerichtlich eröffnet worden iſt, und zwar letztere während der
Dauer dieſes Concurs oder Fallitverfahrens 2) Perſonen, welche eine
Armenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln beziehen oder im letzten, der
Wahl vorher gegangenen Jahre bezogen haben 3) Dienſtboten 4) Hand
werksgehilfen und Fabrikarbeiter; 5) Tagelöhner. Minoritätser-
achten J. Die Unterzeichneten ſchlagen folgende Faſſung dieſes Paragra-
phen vor: „Von der Berechtigung zum Wählen find ausgeſchloſſen 1) wie
im Entwurf 2) Perſonen, welche eine ſtändige Armenunterſtützung aus
öffentlichen Mitteln beziehen, oder eine ſolche noch in den letzten der Wahl
vorhergegangenen drei Monaten bezogen haben.“ (Wigard. H. Simon. Gü-
lich. Reh.) Minoritäts erachten II. Die Unterzeichneten ſchlagen
vor „Dienſtboten““ Nr. 3 möge wegfallen. (Gülich. Reh. H. Simon. G. C.
Schüler. Zell.) „Handwerksgehilfen““ Nr. 4. möge wegfallen. (Gülich.
Mittermaier. Reh. H. Simon. G. C. Schüler. Zell. Tellkampf event.)
„Fabrikarbeiter“ Nr. 4 möge wegfallen. (Gülich. Mittermeier. Reh. Zell.
H. Simon. G. C. Schüler. Tellkampf event.) „Tagelöhner“ Nr. 5 möge
wegfallen. (Gülich. Reh. H. Simon. Zell. G. C. Schüler. Tellkampf
event.) Minoritätserachten III. Die Unterzeichneten ſchlagen
vor daß unter Nr. 4 dieſes Paragraphen geſagt werde: „Handwerköge
hilfen und Fabrikarbeiter, mit Ausnahme derjenigen, welche Gemeindebür
ger ſind oder Grundbefitz oder eigenen Haushalt haben (Ahrens. Schrei
ner. Tellkampf.) Eventueller Minoritätsantrag Nr. IV. Wenn
Nr. 3, 4 und 5 angenommen werden ſo iſt beizufügen: „die in Nr. 3,
4 und 5 bezeichneten Perſonen find ſtimmberechtigt, wenn ſie in einer Ge
meinde Bürger ſind oder Grundbeſitz haben.“ (Mittermaier. Schreiner.
Ayrens. Gülich. Tellkampf. F. Wigard enventuell. Zell. Reh. H. Simon.)
J. 3. Als veſcholten, alſo von der Berechtigung zum Wählen ausgeſchloſ
ſen ſollen angeſehen werden: 1) Perſonen, welche wegen Diebſtahls, Be-

trugs oder Unterſchlagung oder welche wegen eines anderen Verbrechens zu
einer Zuchthaus, Arbeitshaus, Feſtungsarbeitsſtrafe oder zum Verluſt

der ſtaatsbürgerlichen Rechte durch rechtskräftiges Erkenntniß verurtheilt
und in ihre Rechte nicht wieder eingeſetzt worden ſind 2) Perſonen, wel
che des Rechts zum Wählen rechtskräftig für verluſtig erklärt worden find.

Minoritätsantrag l. „Ferner ſind ausgeſchloſſen alle rechtskräftig zu
einer Strafe Verurtheilten, welche nach den Geſetzen des Landes in dem
das Urtheil erging, den Verluſt ſtaatsbürgerlicher Rechte nach fich zieht,

ſowie alle wegen Diebſtahls, Betrugs oder Unterſchlagung zu einer andern
Strafe Verurtheilten, welche nach dem Geſetze des Landes nicht bloß eine

(Mittermaier. Schreiner. Römer. Gülich. Ah-
Reh. Zell. Schüler. H. Simon. Fr. Wigard.) Minori-

Wird der Minoritätsantrag 1 angenommen, ſo wün-

brechen ziehen den Verluſt des Wahlrechts niemals nach ſich.“ (Tellkampf.
H. Simon. Schüler. Fr. Wigard. Ahrens. Reh.) Minoritäts-
antrag III. Weiterer Zuſatz zum Minoritätsantrag l. „Die im vorigen

Satze bezeichneten Perſonen können dann Wähler ſein, wenn ſeit der Ver
büßung der erkannten oder durch Begnadigung herabgeſeßten oder ganz er-
laſſenen Strafe ein fünfjähriger Zeitraum verfloſſen iſt oder früher die Wie
derbefähigung ausgeſprochen worden iſt. (Mittermaier. Römer. Schrei
ner. Schüler. H. Simon. Reh.
Rechts zu wählen für eine Zeit von vier bis zwölf Jahren außer den durch

Wigard.) F. 4. Mit dem Verluſt des

die Strafgeſetze beſtimmten oder zu beſtimmenden Strafen, iſt zu belegen
wer bei den Wahlen Stimmen erkauft, oder mehr als einmal bei der für
einen und denſelben Zweck beſtimmten Wahl ſeine Stimme abgegeben oder
als Beamter ſeine Stellung zur Einwirkung auf die Wahlen mißbraucht hat.
Artikel U. S. 5. Wählbar zum Abgeordneten des Volkshauſes iſt
jeder ſelbſtſtändige, unbeſcholtene (S. 2, 3.) Deutſche, welcher das fünf
undzwanzigſte Lebensjahr zurückgelegt hat. Minoritätsera ch
ten J. Die Unterzeichneten beantragen, ſtatt der Worte: „das fünf
undzwanzigſte Lebensjahr“ zu ſetzen „das dreißigſte Lebensjahr.““ (G.
Beſeler. H. Dahlmann. Waitz. Soiron. Briegleb. Jürgens.)
Minoritätser achten l. Die Unterzeichneten wünſchen dieſen Pa
ragraphen in folgender Faſſung: „Waählbar zum Abgeordneten des
Volkshauſes iſt jeder Deutſche, welcher das fünfundzwanzigſte Lebens
jahr zurückgelegt hat, und nicht durch die Beſtimmungen der S. 2 und
3 ausgeſchloſſen iſt.““ (Wigard. G. E. Schüler. H. Simon. Mitter
maier.) S. 6. Staatsdiener bedürfen zur Annahme der auf ſie gefal
lenen Wahl keiner Genehmigung ihrer Vorgeſetzten.

Artikel III. s. 7. Jn jedem Einzelſtaate ſind Wahlkreiſe von je
100,000 Seelen der nach der letzten Volkszählung vorhandenen Bevöl-
kerung zu bilden. Minoritätserachten. Der 7 möge ſo
lauten: „Das deutſche Reich iſt in Wahlkreiſe von 100,000 Seelen der
Bevölkerung einzutheilen. Dieſelben werden zum Zwecke des Stimm
abgebens in kleinere Bezirke eingetheilt, in welchen für den ganzen
Wahlkreis Ein Abgeordneter zum Volkshauſe zu wählen iſt.“ Dage
gen mögen die S. 8, 9, 10 ſowie die Reichswahlmatrikel weggelaſſen
werden. (G. E. Schüler. H. Simon. Fr. Wigard. Ahrens. Reh.
Schreiner. Römer.) H. 8. Ergiebt ſich in einem Einzelſtaate bei der
Bildung der Wahlkreiſe ein Ueberſchuß von wenigſtens 50,000 Seelen,
ſo iſt hierfür ein beſonderer Wahlkreis zu bilden. Ein Ueberſchuß von
weniger als 50,000 Seelen iſt unter die anderen Wahlkreiſe des Ein
zelſtaats verhältnißmäßig zu vertheilen. S. 9. Kleinere Staaten mit
einer Bevölkerung von wenigſtens 50,000 bilden einen Wahlkreis. Die-
jenigen Staaten, welche keine Bevölkerung von 50,000 Seelen haben,
werden mit anderen Staaten nach Maßgabe der Rechtswahlmatrikel
(Anlage A) zur Bildung von Wahlkreiſen zuſammengelegt. Mi-
noritätserachten. Zwiſchen dem erſten und zwelten Satz iſt ein
zuſchalten: „Dieſen ſoll die Stadt Lübeck gleichgeſtellt werden.“ (Waitz.
G. Beſeler. Dahlmann. Soiron. Droyſen. Rieſſer.) 10. Dieſe
Wahlkreiſe werden zum Zweck des Stimmenabgebens in kleinere Be
zirke eingetheilt.

Artikel IV. H. 11. Wer das Wahlrecht in einem Wahlbezirke
ausüben will, muß in demſelben zur Zeit der Wahl ſeinen feſten Wohn
ſits haben. Jeder darf nur an Einem Orte wählen. Die Garniſon der
Soldaten ſoll nur dann als feſter Wohnſitz gelten, wenn ſie ſeit 6 Mo
naten nicht gewechſelt worden iſt. Minoritätserachten: Die-
ſer Paragraph möge folgendermaßen lauten: „Jeder wahlberechtigte
Deutſche darf nur an Einem Orte wählen, und zwar da, wo er zur
Zeit der Wahl entweder ſeinen u hat, oder ſich ſeit einem hal
ben Jahre aufhält.“ (Wigard. G. C. Schüler. H. Simon. Reh.
Zell. Schreiner. Römer. Tellkampf.) 12. Jn jedem Bezirke ſind
zum Zweck der Wahlen Liſten anzulegen, in weiche die zum Wahlen
Berechtigten nach Zu und Vornamen, Alter, Gewerbe und Wohnort
eingetragen werden. Dieſe Liſten ſind ſpäteſtens vier Wochen vor dem
zur ordentlichen Wahl beſtimmten Tage zu Jedermanns Einſicht aus-
zulegen und dies öffentlich bekannt zu machen. Einſprachen gegen die
Liſten ſind binnen acht Tagen nach öffentlicher Bekanntmachung bei
der Behörde, welche die Bekanntmachung erlaſſen hat, anzubringen und
innerhalb der nächſten vierzehn Tage zu erledigen, worauf die Liſten
geſchloſſen werden. Nur diejenigen ſind zur Theilnahme an der Wahl
derechtigt, welche in die Liſten aufgenommen ſind.

Art. V. S. 13. Die Wahlhandlung iſt öffentlich. Bei derſelben ſind Ge
meindemitglieder zuzuziehen welche kein Staats oder Gemeindeamt bekleiden.
Das Wahlrecht muß in Perſon ausgeübt, die Stimme mündlich zu Proto
koll abgegeben werden. Minoritätserachten. Der zweite Satz
dieſes Paragraphen möge ſo lauten „„Das Wahlrecht wird in Perſon durch
Stimmjzettel ohne Unterſchrift ausgeübt.“ (Ahrens. H. Simon. Reh. Fr.
Wigard. Schreiner. Tellkampf. Mittermaier.) S. 14. Die Wahl iſt di
rekt. Sie erfolgt durch abſolute Stimmenmehrheit aller in einem Wahl
kreis abgegebenen Stimmen. Stellt bei einer Wahl eine abſolute Stim
menmehrheit ſich nicht heraus, ſo iſt eine zweite Wahlhandlung vorzuneh
men. Wird auch bei dieſer eine abſolute Stimmenmehrheit nicht erreicht,
ſo iſt zum dritten Mal nur unter den zwei Kandidaten zu wählen, welche
in der zweiten Wahlhandlung die meiſten Stimmen erhalten haben. Bei
Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. S. 15. Stillvertreter der Abgeord
neten ſind nicht zu wählen. S. 16. Die Wahlen ſind im Umfang des gan-
zen Reiches an einem und demſelben Tage vorzunehmen, den die Reichs
regierung beſtimmt. Die Wahlen, welche ſpäter erforderlich werden, ſind



10

von den Regierungen der Einzelſtaaten autzuſchreiben. C. 17. Die Wahl
kreiſe und Wahlbezirke, die Wahldirektoren und das Wahlverfahren, inſo
weit dieſes nicht durch das gegenwärtige Geſetz feſtgeſtellt worden iſt wer-
den von den Regierungen der Einzelſtaaten beſtimmt. Minoritäts-
erachten. Statt: werden von den Regierungen der Einzelſtaaten be-
ſtimmt möge geſagt werden: werden von der Reicht regierung an
geordnet.““ (G. C. Schüler. H. Simon. Fr. Wigard. Reh.)

Anlage A.: Reichswahlmatrikel. Zum Zweck der Wahlen der
Abgeordneten zum Volkshaus werden zuſammengelegt 1) Liechtenſtein mitHeſterreich 2) Heſſen Homburg mit Großherzogthum Heſſen. 3) Schaum-

burg Lippe mit Heſſen Kaſſel. 4) Hohenzollern Hechingen mit Hohenzol
lern Sigmaringen. 5) Reuß älterer Linie mit Reuß jüngerer Linie
6) Anhalt Cöthen mit Anhalt Bernburg. 7) Lauenburg mirt Schleswig
Holſtein. 8) Lübeck mit Mecklenburg Schwerin. Minoritätserachten
J. ſ. zu F. 7. Minoritätserachten II. ſ. zu S. 9.

Reichsgeſetz über die Tagegelder der Abgeordneten zum
Reichstag. Die Mitglieder des Staatenhauſes und des Volkshauſes er-
halten ein Tagegeld von 7 Gulden rheiniſch und eine Reiſekoſtenentſchädi
gung von 1 Gulden für die Meile ſowohl der Hinreiſe als der Rückreiſe.

Dänemark.
Kopenhagen, d. 4. Februar. Dem „Hamb. Correſp.“

wird unter dieſem Datum geſchrieben, daß ſo eben eine koönigl.
Proclamation an die Schleswiger erlaſſen worden iſt. Dieſelbe
ſoll nur litographirt ſein und ſehr kriegeriſch lauten. Da ſie
noch nicht publicirt worden iſt, ſind dieſe Nachrichten jedoch nur
als Gerüchte zu betrachten.

Jtalien.
Es geht aus allen römiſchen Correſpondenzen klar her-

vor, daß man mit raſchen Schritten einer Entſcheidung ent-
gegen geht. Ueber den inneren Zuſtand Roms meldet ein
Schreiben im Journ. des Debats daß dort eine wahrhaft
orientaliſche Gleichguultigkeit, ſo wie der großte Widerſpruch
in den Thatſachen und Geſinnungen herrſcht. Neben dem
unverletzt gebliebenen Gefuhle der Verehrung fur Pius die
Verſpottung der Excommuntication und der heiligſten Sachen:
hier wirft man das Brevier in den Koth, dort wird es von
bewaffneten Traſteverianern bewacht, und das wird fortdauern,
ſagt der Correſpondent, bis ein Kanonenſchuß die Lage der
Dinge ändert. Und zu dieſem muß es bald kommen, denn
die päpſtlichen Soldaten deſertiren einer nach dem anderen
aus Rom und begeben ſich auf Umwegen nach Gaeta. Es
ſcheint feſt zu ſtehen daß der Papſt Zucchi'n die Vollmacht
ertheit hat, ein Heer aus paäpſtlichen Schweizern und ſpa-
niſchen Freiwilligen gegen Rom zu fuhren. Kein Zweifel,
daß dieſelben faſt ohne Schwertſtreich die paäpſtliche Regie-
rung wieder herſtellen. Man bezeichnet Ponte-Corvo als den
Verſammlungsort der verſchiedenen Truppen Abtheilungen.
Man rechnet am meiſten auf Latour und ſeine 2000 Mann;
allein die Bologneſer ſcheinen ſich ernſthaft der Abreiſe dieſes
Befehlshabers widerſetzen zu wollen. Nach der „Albas war

Oeſterreich ausgebeutet. Niemand zweifelt mehr daran, daß
nicht wirklich Frankreich, falls Oeſterreich in dem bruſſeler
Vermittelungs-Congreſſe ſich nicht dazu bewegen laſſe, die
Lombardei frei zu geben, den Fehde- Handſchuh hinwerfen
und den Marſchall Bugeaud mit ſeiner ſchon geruſtet daſte-
henden Alpen-Armee nach Jtalien ſenden werde. Anfangs
ſchuttelte ich ungläubig den Kopf, weil ich mir nicht ein-
bilden konnte, daß Frankreich, aus bloßer Begeiſterung
fur die Selbſtſtändigkeit Jtaliens mit Oeſterreich, ja, viel
leicht mit Deutſchland brechen wurde; doch wenn ſelbſt
hieſige franzöſiſche Diplomaten in das Kriegs-
geſchrei der Piemonteſen einſtimmen, dann muß
man wohl aufhören zu zweifeln.« (K. 3.)

Frankreich.
Paris, d. 6. Febr. Die National- Verſammlung nahm

geſtern Abend die Oudinotſche motivirte Tagesordnung nicht,
wie angegeben wurde, mit 484 gegen 359 Stimmen an,
ſondern nur mit 461 gegen 359, alſo mit einer Majorität
von 102 Stimmen an. Die Secretaire begingen einen
Schreibfehler, den der Moniteur heute berichtigt. Die
Faſſung des Oudinotſchen Antrages lautet nach dem offiziel-
len Blatt: „Die National-Verſammlung, indem ſie die
Schlüſſe der Kommiſſion annimmt, und in Betracht, daß
das fur die Verſammlung verletzende Bulletin förmlich von
dem Miniſterium desavouirt und gemißbilligt worden iſt,
ſchreitet zur Tagesordnung.“ Durch dieſes Votum hat die
Verſammlung uübrigens nur die Dringlichkeit einer parlamen
tariſchen Unterſuchung verworfen. Der Antrag geht jetzt ſei-
nen gewöhnlichen Reglementsweg. Damit iſt die Unterſu-
chung der Monats Vorgange noch nicht beſeitigt. Heute
Mittag trat denn auch die National- Verſammlung ſofort
zuſammen um in ihren Abtheilungen die 15 Kommiſſarien
zur Begutachtung des Antrages auf Einleitung einer parla-
mentariſchen Unterſuchung der Ereigniſſe des 29. Januar und
der von der Regierung fur jenen Tag getroffenen Maßregeln
zu wahlen.

National-Verſammlung. Sitzung vom 5. Februar.
Anfang 1 Uhr. Praſident Marraſt. Dahirel ſtellt gleich
nach Verleſung des Protokolls den ſchriftlichen Antrag: Bei
Kabinetsfragen nicht mehr durch Kugeln, d. h. geheim, ſondern
durch Stimmzettel oder Ja- und Nein- Rufen abſtimmen zu
laſſen. (An die Abtheilungen gewieſen.) Die Tagesordnung
ſchreibt die zweite Debatte über Rateau's Auflöſungs- Antrag
vor. Die Banke ſind voll; es ſind wohl an 830 Deputirte
anweſend, die Gallerieen uüberfüllt. Larochejacquelin, Gaslonde,
Pierre Bonaparte, Pagnerre, Dufaure, Lanjuinais und Rateau

ſtreiten ſich lange über die Reihenfolge der Diskuſſion. Endlich
die Aufregung in Bologna am 29. eine außerordentliche, iſt die Ordnung feſtgeſtellt und Rateau nimmt das Wort.
und die Bevölkerung bedrohte die Schweizer, falls ſie ab-
ziehen ſollten mit völliger Vernichtung. Es iſt übrigens ge
wiß, daß Latour den Befehlen Zucchi's Folge leiſten wird.

Der Zuſtand von Florenz ſo wie von ganz Toscana ſoll

Er erklaärt, daß er ſich dem Amendement Lanjuinais anſchließe.
(Ah! Ah!) Wolowski thut desgleichen (Gelachter.) Pagnerre
giebt eine ähnliche Erklärung ab. (Stimmen links: Allgemeines
Bündniß!) Lanjuinais, aus dem Loire-Departement, ein

ein ſehr trauriger, und die Stellung der Regierung eine faſt
unhaltbare ſein. Wichtig ſind folgende Nachrichten aus
Turin vom 23. Jan. in der Allg. Ztg. So eben komme
ich von einer großen Muſterung zuruck, welche Karl Albert
über die hier ſtationirenden Truppen hielt, veranlaßt, wie
man ſagt, durch die Gegenwart des franzöſiſchen Generals
Pelet, der in buürgerlicher Kleidung in einem Wagen der
Parade beiwohnte. Alle Welt iſt hier mit kriegeriſchen Ge
danken erfüllt, und die Gegenwart des franzöſiſchen Generals
wird fur die kühnſten Hoffnungen in dem Kampfe gegen

Barrikadenkampfer vom Juli 1830, ſpäter Deputirter des Cen-
trums unter Ludwig Philipp, beſteigt die Tribüne und beginnt

die Entwickelung ſeines von Dufaure, Lamartine und anderen
parlamentariſchen Opponenten verabredeten Amendements unter
allgemeiner Stille vorzuleſen: „Artikel 1. Die National Ver-
ſammlung ſchreitet ſofort zur erſten Berathung des Wahlge-
ſetzes. Die zweite und dritte Berathung deſſelben erfolgen in
den vom Reglement vorgeſchriebenen Terminen. Artikel 2. Un
mittelbar nach Annahme des Wahlgeſetzes ſind die Wahlliſten
anzufertigen und die Wahlen ſelbſt für den erſten Sonntag
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nach definitivem Schluß der Liſten auszuſchreiben. Zehn Tage
nach abgehaltenen Wahlen tritt die legislative Verſammlung
zuſammen. Art. 3. Die National Verſammlung richtet ihre
Tagesordnung ſo ein, daß außer dem Wahlgeſetz noch vor ihrer
Auflöſung das Geſetz über den Staatsrath und das Geſetz über
Verantwortlichkeit des Präſidenten der Republik und ſeiner Mi-
niſter vollſtändig votirt werden können. Art. 4. Der Beſchluß
der National- Verſammlung vom 11. Dezember 1848 verliert
in allen Punkten, welche gegenwartigem ODekret entgegenſtehen,
ſeine Kraft.“ Lanjuinais legt in ſeinem Vortrage hauptſächlich
Gewicht auf den Umſtand, daß ſich die Verſammlung übereilt
habe, aus dem Proviſorium herauszukommen, indem ſie die Exe-
kutivgewalt zu früh geſchaffen habe, und auf dieſe Weiſe in
den bekannten Konflikt zweier Souveraine gerathen ware. Die
Erbitterung, welche die Anträge auf Auflöſung hervorgerufen,
ſei dem Umſtand zuzuſchreiben, daß ſie der Verſammlung einen
Tag beſtimmten, an dem ſie ſich aufzulöſen habe. Dies ſei
unſchicklich. Sein Amendement vermeide dergleichen. Jhm zu-
folge konne ſich die Verſammlung in 67 Tagen, alſo in der
Mitte April, trennen. Die Linke, beſonders der Berg, unter-
brach den Redner oft und heftig, wodurch Stoörungen entſtan-
den. Sarrans fragt die Verſammlung, ob ſie zu angeſtrengt
ſei, um ihn zu hören (Ja, ja! Nein, nein! Sprechen Sie!)
Er zergliedert dann die Parteien und ſpricht von einer Organi-
ſation gegen die Republik. Man duürfe ſich erſt nach Erfullung
aller Pflichten, welche die Verfaſſung vorſchreibe, zurückziehen.
Die Republik ſei noch nicht ganz feſt begrundet. Herr von La-
martine (Ah, ah!) habe ſie wie einen Luftballon in die
Atmoſphäre geſchleudert und zu ihr geſagt: „Falle herab, wo
Du willſt!“ Allgemeine Heiterkeit.) Er bekampft den An-
trag. (Zum Schluß! Zum Schluß!) Lamartine erſcheint
auf der Tribüne. „Erlauben Sie“, beginnt er, „daß ich jetzt
ſchon an der Debatte Theil nehme, durch die Bemerkung her-
ausgefordert, die Sie ſo eben vernommen. Der Mann, der die
Ehre hatte, einen ſo großen Theil an der Bildung unſerer neuen
Staats- Einrichtungen zu nehmen, kann ſie nicht zerſtoören laſſen
wollen, noch darf er den Verdacht dulden, daß er ſie ſchwachen
laſſen wolle.“ Der Redner geht hierauf in eine Darſtellung
der Februar-, März, April-, Mai- und Juni- Ereigniſſe ein,

aus Schleswig Holſtein in brittiſchen Häfen nach Vorſchrift
der zwiſchen Großbritannien und Dänemark beſtehenden Han
S alſo eben ſo wie daniſche Schiffe, behandelt
werden.

Die Parteiſtellung im Unterhauſe hat ſich bedeutend ver
ändert. Das Unterhaus zerfällt jetzt in vier Parteien: 1) die
reinen miniſteriellen Whigs; 2) die konſervative Partei, welche
aus der alten Schutzpartei und den Konſervativen aller Schat
tirungen beſteht; 3) die Partei des Sir R. Peel's; 4) die
Partei der Reformer aller Art, an deren Spitze Cobden, Hume
und Baring ſtehen. Cobden's Partei wird auf 150 Mitglieder
geſchätzt, welche beſonders in Handelsfragen auf die Unter-
ſtützung der Peeliten hoffen. Dagegen iſt die Schutzpartei ſeit
Bentink's Tode desorganiſirt, und es hat ſich noch Niemand
gefunden, der ihn zu erſetzen vermochte. Der Standard
ſchließt aus dem Umſtande, daß die Partei Peel's vor der Er
öffnung der Parlaments Seſſion keine vorbereitende Verſamm-
lung gehalten, und auch bei der Adreß-Debatte in beiden Häu
ſern ganz geſchwiegen hat, ſie warte nur auf die erſte paſſende
Gelegenheit, ſich dem Miniſterium anzuſchließen.

Die „„Times“ iſt ganz einverſtanden mit den von beiden
Parteien im Parlament als Grundlage der engliſchen Politik
ausgeſprochenen Prinzipien: Die Aufrechterhaltung freundſchaft
licher Verhaltniſſe mit fremden Staaten, ohne Ruckſicht auf
ihre Regierungsform, vornehmliche Rückſicht auf alte Verbün-
dete, ſtrenges Feſthalten an dem durch Verträge feſtgeſtellten
Recht und dem volkerrechtlichen Gebrauch, wenn ſie auch noch
ſo ſehr den Sympathieen und der Aufregung des Augenblickes
widerſtritten. „Anklagen gegen einen Miniſter“, fährt die „Ti
mes“ fort, „laſſen ſich auf zweierlei Weiſe begegnen entweder
weiſt er ſie zurück und beſtreitet ſie, oder er giebt die Thatſa
chen zu und rechtfertigt ſein Benehmen. Wir wurden es fur
die Ehre des Landes und das Wohl der Regierung lieber ſehen,
wenn die Lord Palmerſton zugeſchriebenen Thatſachen uübertrie
ben, als wenn die ihm untergelegten Beweggründe wahr waren.
Das wenigſtens beſtreitet die Regierung. Sie beſtreitet, daß
die Miniſter die alten und bleibenden Anſprüche des öſterreichi-
ſchen Bundniſſes vergeſſen haben. Sie beſtreitet, daß ſie ihren

und ſucht indirekt zu beweiſen wie oft er das Land vom Ab Geſandten in Spanien angereizt habe, gegen das ſpaniſche Ka-
grunde der Anarchie, vom Raube der Faction des Elendes ge binet zu intriguiren.

Er ſchwört, daß er keine Furcht vor dem allgemeinen Gründen der Menſchlichkeit, nicht der Politik gerechtfertigt, und
Die Verſammlung habe ſie auch nicht. in Griechenland wird ein Diplomat, der ſich nur zu lange durch

rettet.
Stimmrecht habe.

Admiral Parker's Einmiſchung wird mit

Dann wendet er ſich gegen die roihe Republik und verdammt ein herausforderndes und erfolgloſes Auftreten ausgezeichnet hat,
die Klubs mit ihren morderiſchen Vortragen.
geweſen, die den 16. April, den 15. Mai und 23. Juni erzeugt Fähigkeiten erſetzt.

Klubs ſeien es durch einen anderen von verſöhnlichem Benehmen und guten
Wenn dies Anzeichen ſind, daß die Lehren

hätten. Er wolle keine UnheilsRepublik. Er ſei für eine Re der letzten Monate bei der Regierung nicht fruchtlos geweſen
publik, in welcher das Intereſſe des Arbeiters und des Eigen ſind, ſo ſind wir ganz zufrieden.
thumers rechtlich verſtanden werde. Man ſolle nicht am Pa-
triotismus verzweifeln, weil das Land gemurrt, daß es einmal
habe 45 Centimen zahlen müſſen. (Oh! Oh!) Schließlich geht
er auf die Diplomatie über, um ſich zu rechtfertigen. Die Un-
terhandlungen und Vermittelungen ſeien erſt nach ihm entſtan-
den. (Larm.) „Zum Heile der Republik ruft er der Ver-
ſammlung zu: Treten wir ab!“ Die allgemeine Diskuſſion
iſt geſchloſſen. Marraſt will die Berathung der Artikel eroff
nen. Viele Stimmen: Auf morgen! Auf morgen! Die
Sitzung wird ohne Reſultat um 6 Uhr geſchloſſen.

Großbritannien und Jrland.
London d. 5. Febr. Nach einer Mittheilung welche

aus dem auswärtigen Amte im Namen Lord Palmerſton's
an die Lords des Schatzes ergangen iſt, ſollen die Schiffe

(Eingeſandt.)
Magdeburg. Jn unſerem letzten Caſino-Conzert hatten wir Ge

legenheit, eine junge, liebenswürdige Sängerin vom Theater zu Halle
kennen zu lernen. Wir freuten uns der Kraft und des Umfangs ihrer
angenehmen Stimme, ſowie der Reinheit ihrer Jntonation und glauben,
daß ſie, bei fleißigem Fort Studium, zu den ſchönſten Hoffnungen berech
tigt. Wie wir aus Brandenburg hören, hat ſie daſelbſt bei ihren erſten Ver
ſuchen ſich der wohlwollendſten Aufmunterung zu erfreuen gehabt, die
ihre Beſcheidenheit und Anſpruchsloſigkeit wohl verdiente. T n.

Freie Gemeinde.
Sonntag Nachmittag 2 Uhr. Vortrag von Wislicenus.

(Der Gott des alten Teſtaments.)
Der Vorſtand.



Bekanntmachungen.
Ein ordentlicher, ehrlicher und fleißiger

Mann, der an ſchwerere Arbeit gewohnt
iſt, von geſetztem Alter, auch verheirathet
ſein kann, findet dauernde Anſtellung bei
gutem Lohn beim Kaufmann Fürſten-
ber g.

Veranderungshalber beraume ich zum
freiwilligen Verkaufe meines Hauſes sub
Nr. 23 des Hypothekenbuchs von Lies-
kau, worin ſeit langen Jahren Schenk-
wirthſchaft und das Schmiedehandwerk
betrieben worden iſt, nebſt Garten von
circa 2 Scheffel Ausſaat Land beim Hauſe
ſelbſt und einem Kirſchberge, 1 Morgen
49 R. groß, in Benkendorfer Flur,
nahe unſerm Orte gelegen, auf

Dienstag den 29. Febr. d. J.
Vormittags 10 Uhr

in meiner Schenke Termin an, und wer-
den die Bedingungen im Termine ſelbſt
bekannt gemacht werden.

Lieskau bei Halle, den 5. Febr. 1849.
E. Mitius, Schenkwirth.

Jn Folge des Geſuches um Schrift-
ſetzer d. d. Magdeburg, den 7. Febr.,
die Mittheilung, daß das Gehülfen-Perſo-
nal bereits completirt iſt.

Magdeburg, den 10. Februar 1849.
E. Bänſch junior

Buchdruckerei.

Ein in hieſiger Stadt nahe der Eiſen
vahn gelegener, gut ausgebauter Gaſthof
mit großem Hofe, für 30 Pferde Stal-
Iung, geräumiger Scheuer, welcher nicht
allein wegen ſeiner vortheilhaften Lage,
ſondern auch wegen dem regelmäßigen Ein-
kehren der Fracht- und Botenfuhrleute,
wodurch in demſelben ein gutes Spedi-
tions-Geſchaft betrieben werden koönnte,
der Beachtung werth iſt, ſoll, da der jetzige
Beſitzer ein ruhigeres Geſchaft vorzieht,
unter vortheilhaften Bedingungen und mit
wenig Anzahlung durch mich verkauft
werden.

Das Nähere mitzutheilen, bin ich auf
frankirte Briefe gern erboötig.

J. P. Kampf jun. in Erfurt.

Sehr ſchöne Ritter- und Landguüter,
große und kleine Muhlen, Apotheken, Gaſt-
haäuſer und Wirthſchaftslocale, ſowohl in
hieſiger Stadt als auch auswärts, habe
äch Auftrag zu verkaufen.

J. P. Kampf jun. in Erfurt.
Capitalien von 17,000, 12,000, 11,000,

8000, 6500, 4000 und 3000 z ſucht
auf ſichere Hypotheken zu leihen

J. P. Kampf jun. in Erfurt.
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Phönix-Gerſteu. nord amerikaniſche Frühkartoffeln.
Da wir nunmehr im Beſitz der berühmten Phöönix-Gerſte und blaumarmorirten

nordamerikaniſchen Frühkartoffeln gelangt ſind, bemerken wir, daß die Gerſte bereits
3 Monat nach der Ausſaat reift, das 36ſte Korn giebt und behufs des Grünfutters
gleich nach der Erndte abgemäht werden kann; die blaumarmorirte Kartoffel können
wir als etwas Vorzugliches empfehlen, kerngeſund liefert ſie bei 45 pro Cent Staär-
kegehalt den höchſten Spiritusertrag. Gerſte und Kartoffeln gedeihen in jedem Kli-
ma und letztere erträgt ihrer bedeutenden Härte wegen einen größern Kältegrad als
jede andere Kartoffel. Der Preis beider Produkte iſt pro Pfund 7 (15 Pfund
fur 3 Auftrage werden mit bekannter Reellität und gewohnter Punktlichkeit
ausgeführt.

Das Debits-Comtoir von landwirthſchaftlichen Produkten,
Berlin, Grenadierſtraße Nr. 24.

Lichtanzeige.
Beſte weiße Wachskerzen à Pack 17 Sgr.
Beſte weiße Apollokerzen à Pack 11 Sgr.
Beſte weiße Venuskerzen à Pack 10 Sgr.
Stearin- und Palmwachskerzen à Pack 10 Sgr.
Auch empfehle ich mein Lager von

Elbinger Glanz-Talg-Lichte à Pfd. 6 Sgr.

Aechten Limburger Käſe à St. 7 und 8 Sgr. ſehr fetten
Rahmkäſe à St. 6 Sgr. I A Pfd. ſchwer, beſten Schweizer und Kraäu-
ter-Kaäſe à W 7 ſo wie Parmeſan-Kaſe empfing C. Kramm.

d 6 FedMercadier PFabre's
aromatisch-medicinische Sseife,von mehrern der berühmteſten Aerzte als ein vorzugliches Heilmittel gegen gichtiſche

Leiden, Flechten, Ausſchläge, Hautſchärfen, Sommerſproſſen c. anerkannt, und
welche auch zur Anwendung als Toiletten Seife ſehr zu empfehlen iſt, indem ſie die
Haut geſchmeidig und weiß macht, wird fortwährend in der Handlung des Herrn
Hswald Wagenbreth in Naumburg, in grünen Päckchen à Stück 5
mit der Dr. Gräfe ſchen Gebrauchsanweiſung u. meinem Siegel verſehen, verkauft.

J. G. Bernhardt in Berlin.

Für Auswanderer.
Am 1. März wird die Schifffahrt von Bremen nach New- York 2e. eroöff-

net. Plätze auf bequem eingerichteten, gekupferten, dreimaſtigen Schiffen weiſe ich
ſtets auf das Billigſte nach und iſt das Nähere bei mir zu erfahren.

Naumburg, im Februar 1849 Oswald Wagenbreth.
Ein junger thätiger Oeconom findet

zum 1. März als Lehrling unter beſcheide
nen Anſprüchen Unterkommen bei

Schnapperelle in Schlettau
bei Löbejun.

Ein vierjähriges Kutſch oder Reitpferd,
ſächſ. Geſtüt, iſt zu verkaufen in Mööde

bei Stropf.Mehrere tüchtige Landwirthſchafterinnen
finden Unterkommen durch J. G. Fied-
ler in Halle, kl. Steinſtr.

Die Verwalterſtelle unter der Adreſſe
R. B. Rittergut bei Wiehe iſt beſetzt.

Gebauerſche Buchdruckerei.

Talg kauft und vertauſcht gegen beſte
reine Talgkernſeife Ed. Wilh. Pitſchke
in Löbejün.

Aechte Bremer, ſowie verſchiedene Sor
ten inländiſche Cigarren empfiehlt

Ed. Wilh. Pitſchke in Lööbejün.

Rheumatismus- Ketten und Ohren-
Magnete von J. T. Goldberger in
Tarnowitz empfiehlt

Ed. Wilh. Pitſchke in Löbejün.

Alle Sorten Material und Farbewaa-
ren, Weine, Extracte und Aquavite bei

Ed. Wilh. Pitſchke in Lööbejün.
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